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31.7.2019
Fragen und Antworten aus Anlass des Urteils zum Luftreinhalteplan Aachen

1. Wann wird über die Luftreinhaltepläne anderer Städte in Nordrhein-Westfalen entschieden?

Die mündliche Verhandlung über den Luftreinhalteplan der Stadt Köln findet am 12. September 2019 statt. Wann in den Verfahren der anderen nordrhein-westfälischen Städte (Bonn, Essen, Gelsenkirchen, Düsseldorf, Bochum, Dortmund, Wuppertal, Hagen, Oberhausen, Bielefeld, Paderborn und Düren) eine mündliche Verhandlung stattfinden wird, steht derzeit noch nicht fest. Der Senat wird zeitnah eine Reihenfolge festlegen.
2. Welche Grenzwerte gelten für Stickstoffdioxid (NO2)?

Es ist zwischen dem Außen- und dem Innenbereich sowie jeweils zwischen dem Jahres- und dem Stundenmittelwert zu unterscheiden. 

Für den Außenbereich gelten folgende rechtlich verbindlich festgelegte Grenzwerte: 

Jahresmittelwert: 40 Mikrogramm pro Kubikmeter

Stundenmittelwert: 200 Mikrogramm pro Kubikmeter (dieser darf 18 mal im Kalenderjahr überschritten werden) 

Für den Innenraumbereich gibt es lediglich einen Richtwert als Empfehlung für den Stundenmittelwert: 80 Mikrogramm pro Kubikmeter

In der aktuellen Diskussion spielt der Stundenmittelwert keine Rolle, weil er regelmäßig eingehalten wird.

Rechtsgrundlagen (Text teilweise siehe unten): Art. 13 Abs. 1 i. V. m. Anhang XI Abschnitt B der Richtlinie 2008/50/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2008 über Luftqualität und saubere Luft für Europa (Luftqualitätsrichtlinie), § 3 Abs. 1 und 2 der 39. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes – Verordnung über Luftqualitätsstandards und Emissionshöchstmengen (39. BImSchV)

3. Wie wurden die Grenzwerte festgelegt?

Die Grenzwerte für Stickstoffdioxid gehen zurück auf Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation aus den Jahren 1997 und 2006.

4. Seit wann gelten die Grenzwerte?

Seit dem 1. Januar 2010. 

Allerdings sah bereits die Richtlinie 1999/30/EG des Rates vom 22. April 1999 über Grenzwerte für Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid und Stickstoffoxide, Partikel und Blei in der Luft (Feinstaub-Richtlinie) vor, dass die Grenzwerte ab dem 1. Januar 2010 eingehalten werden müssen. In dem zehnjährigen Übergangszeitraum vom 1. Januar 2000 bis zum 1. Januar 2010 wurde zunächst noch ein Grenzwert in Höhe von 60 Mikrogramm pro Kubikmeter toleriert, der jährlich stufenweise um 2 Mikrogramm pro Kubikmeter reduziert wurde bis auf den seit 2010 geltenden Grenzwert von 40 Mikrogramm pro Kubikmeter.

5. Wie wird die Belastung mit Stickstoffdioxid gemessen?

Das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LANUV) misst mit zwei Verfahren: Zum einen mit (größeren) ortsfesten, klimatisierten Messstationen, die Außenluft ansaugen und analysieren. Diese Messstationen liefern 1‑Minutenmittelwerte, Stundenmittelwerte und Tagesmittelwerte, aus denen Monatsmittelwerte und Jahresmittelwerte berechnet werden können. Zum anderen wird mit (wesentlich kleineren) Passivsammlern gemessen. Diese hängen in einer Wetterschutzdose an vorhandenen Masten von Schildern oder Laternen. Sie binden Stickstoffdioxid aus der Umgebungsluft chemisch und werden etwa alle vier Wochen ausgetauscht. Sie liefern Werte für diesen mehrwöchigen Zeitraum. Beide Messverfahren sind validiert und zugelassen.

6. Wurde die korrekte Aufstellung der Messstationen überprüft?

Der TÜV Rheinland hat im November 2018 die kleinräumige Umgebung aller Messstellen des LANUV NRW in Nordrhein-Westfalen überprüft und festgestellt, dass bis auf eine Messstelle alle den gesetzlichen Anforderungen entsprechen. Die Messstelle, die mit den gesetzlichen Anforderungen nicht vereinbar war (in Mettmann), wurde aufgrund von Baumaßnahmen ersatzweise gewählt und im Jahre 2019 geändert.

Im Juli 2019 hat der TÜV Rheinland die großräumige Umgebung exemplarisch für elf Messstationen in NRW überprüft und ebenfalls festgestellt, dass sie den gesetzlichen Vorgaben entsprechen.

7. Wie wirkt sich eine örtliche Veränderung der Messstationen auf die Messergebnisse aus?

Eine größere Entfernung von einer Straße oder eine größere Höhe der Messstation führt nicht in jedem Fall dazu, dass die Messwerte sinken. Dies liegt an den heterogenen Luftverteilungsverhältnissen in einer Straße, die im Einzelfall dazu führen können, dass in größerer Höhe höhere Werte auftreten. Die Messunterschiede in unterschiedlichen Höhen und Entfernungen zur Straße sind im Regelfall marginal. 
8. Muss bei einer Überschreitung der Grenzwerte für Stickstoffdioxid immer ein Fahrverbot angeordnet werden?

Nein. Fahrverbote dürfen nur dann und nur insoweit angeordnet werden, als sie verhältnismäßig sind. Das heißt, sie dürfen gemessen am Ziel der schnellstmöglichen Einhaltung des Grenzwertes nicht zu übermäßigen Belastungen führen. Ob und inwieweit Fahrverbote verhältnismäßig sind, richtet sich stets nach den konkreten Umständen des Einzelfalles.

Die Behörde muss aber immer alle zur schnellstmöglichen Einhaltung des Grenzwertes geeigneten Maßnahmen in den Blick nehmen und sich dabei auch mit Fahrverboten hinreichend genau auseinandersetzen. Nur auf dieser Grundlage kann beurteilt werden, ob und inwieweit Fahrverbote tatsächlich unentbehrlich sind, um die Grenzwerte noch schneller einzuhalten, und welche nachteiligen Folgen bei einem Fahrverbot tatsächlich zu erwarten wären.
Sieht die Behörde aber von Fahrverboten ab, weil sie auf Grundlage ihrer Prognosen meint, die Grenzwerte auch ohne sie schnellstmöglich einhalten zu können, muss sie auf einer zweiten Stufe Vorkehrungen für den Fall treffen, dass ihre Prognosen nicht zutreffen. Eine solche Vorkehrung wird regelmäßig darin bestehen, dass sie vorsorglich ein Fahrverbot oder verschiedene Fahrverbotsvarianten vorsieht, mit denen sie auf eine entgegen der Prognoseerwartung längere Überschreitung der Grenzwerte unverzüglich reagieren kann. Dieses Fahrverbot muss zunächst nur vorsorglich bereit gehalten, nicht aber zwingend schon in Kraft gesetzt werden. 
9. Müssen in Aachen jetzt Fahrverbote angeordnet werden?

Schon weil es im Fall der Stadt Aachen an einer hinreichend genauen Prüfung von Fahrverboten fehlt, konnte und durfte das Oberverwaltungsgericht keine abschließende Aussage darüber treffen, ob Fahrverbote in Aachen anzuordnen sind. Diese Prüfung muss die zuständige Behörde leisten, die über eine gewisse planerische Gestaltungsfreiheit verfügt und die notwendigen, gerichtlich nur eingeschränkt überprüfbaren Prognosen erstellen muss. Ob und inwieweit danach ein Fahrverbot in den Luftreinhalteplan aufzunehmen und tatsächlich in Kraft zu setzen ist, ist derzeit offen.

10. Welche Gesichtspunkte können aus Gründen der Verhältnismäßigkeit gegen die Anordnung eines Fahrverbots sprechen?

Es kann, abhängig von den Gegebenheiten des konkreten Falles, dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen, aus folgenden Gründen von Fahrverboten ganz oder teilweise (also auch vorübergehend) abzusehen:
· zeitliche Staffelung bei zonalen Fahrverboten mit einem Inkrafttreten für Euro-5-Fahrzeuge nicht vor dem 1. September 2019,

· Übergangszeitraum, damit Betroffene sich auf Fahrverbote einstellen können,

· gravierende Belange der Versorgung der Bevölkerung und der Wirtschaft,

· besondere infrastrukturelle Bedeutung des betroffenen Verkehrsweges,

· Ausnahmen für bestimmte Gruppen (etwa Handwerker oder Anwohner) sowie

· Ausnahmen für nachgerüstete Dieselfahrzeuge.

Ein Verzicht auf Fahrverbote kommt auch in Betracht, wenn mit ihnen die Grenzwerte nur unwesentlich schneller eingehalten werden könnten als ohne sie.
11. Sind Fahrverbote bis zu einem Immissionswert von 50 Mikrogramm pro Kubikmeter stets unverhältnismäßig?

Nein. Die Europäische Richtlinie 2008/50/EG verlangt, dass der über ein Kalenderjahr gemittelte Immissionsgrenzwert für Stickstoffdioxid in Höhe von 40 Mikrogramm pro Kubikmeter eingehalten wird. Ist er überschritten, verpflichtet das Unionsrecht die Behörde, diejenigen Maßnahmen anzuordnen, mit denen die Überschreitung so kurz wie möglich gehalten werden kann. Dabei kann es auch unterhalb eines Immissionswerts von 50 Mikrogramm pro Kubikmeter verhältnismäßig sein, Fahrverbote anzuordnen. Soweit der am 12. April 2019 in Kraft getretene § 47 Absatz 4a Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes eine gegenteilige Regelung trifft, verstößt er gegen das höherrangige Unionsrecht und darf insoweit nicht angewendet werden. 

12. Sind nachgerüstete Fahrzeuge von Fahrverboten auszunehmen?

§ 47 Absatz 4a Satz 2 Nr. 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Text siehe unten) bestimmt, dass Kraftfahrzeuge der Schadstoffklassen Euro 4 und Euro 5 von Fahrverboten ausgenommen sind, sofern diese im praktischen Fahrbetrieb weniger als 270 Milligramm Stickstoffoxide pro Kilometer ausstoßen. Damit wollte der Gesetzgeber auch die erforderliche Rechtssicherheit für Fahrzeuge mit einer geeigneten Hardware-Nachrüstung schaffen. Die Behörde muss deshalb grundsätzlich derjenigen Fahrverbotsvariante den Vorzug geben, bei der Fahrzeuge dieser Art ausgenommen sind. Ob und unter welchen Voraussetzungen auch nachgerüstete Fahrzeuge (ausnahmsweise) in Fahrverbote einbezogen müssen, wenn der Grenzwert anderenfalls nicht schnellstmöglich eingehalten werden kann, hatte das Oberverwaltungsgericht nicht zu entscheiden.

13. Gibt es nur in Deutschland Fahrverbote?
Nein. In vielen europäischen Städten existieren bereits Verkehrsbeschränkungen unterschiedlichster Art oder stehen vor der Einführung. Beispielsweise:

Italien: In zahlreichen Innenstädten bestehen verkehrsbeschränkende Zonen (Zona a traffico limitato), in die im Wesentlichen nur Ortsansässige einfahren dürfen. Darüber hinaus hat Mailand das gesamte Stadtgebiet für bestimmte Dieselfahrzeuge gesperrt.

Frankreich: Abgesehen von bereits existierenden Umweltzonen verschiedenster Art, verbannt Paris stufenweise die Dieselfahrzeuge aus der Innenstadt; ab 2024 besteht ein Einfahrverbot für alle Dieselfahrzeuge.

Spanien: In Madrid ist das gesamte Zentrum für den größten Teil des Autoverkehrs gesperrt; Ausnahmen bestehen u.a. für Anwohner. Barcelona hat die Innenstadt für ältere Dieselfahrzeuge gesperrt. 

Norwegen: In zahlreichen Städten gibt es eine City-Maut. Darüber hinaus hat Oslo ein Fahrverbot für alle Dieselfahrzeuge eingeführt.

Rechtsgrundlagen
Artikel 23 der Richtlinie 2008/50/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2008 über Luftqualität und saubere Luft für Europa

Luftqualitätspläne

(1) Überschreiten in bestimmten Gebieten oder Ballungsräumen die Schadstoffwerte in der Luft einen Grenzwert oder Zielwert zuzüglich einer jeweils dafür geltenden Toleranzmarge, sorgen die Mitgliedstaaten dafür, dass für diese Gebiete oder Ballungsräume Luftqualitätspläne erstellt werden, um die entsprechenden in den Anhängen XI und XIV festgelegten Grenzwerte oder Zielwerte einzuhalten.

Im Falle der Überschreitung dieser Grenzwerte, für die die Frist für die Erreichung bereits verstrichen ist, enthalten die Luftqualitätspläne geeignete Maßnahmen, damit der Zeitraum der Nichteinhaltung so kurz wie möglich gehalten werden kann. Die genannten Pläne können zusätzlich gezielte Maßnahmen zum Schutz empfindlicher Bevölkerungsgruppen, einschließlich Maßnahmen zum Schutz von Kindern, vorsehen.

Diese Luftqualitätspläne müssen mindestens die in Anhang XV Abschnitt A aufgeführten Angaben umfassen und können Maßnahmen gemäß Artikel 24 umfassen. Diese Pläne sind der Kommission unverzüglich, spätestens jedoch zwei Jahre nach Ende des Jahres, in dem die erste Überschreitung festgestellt wurde, zu übermitteln.

Müssen für mehrere Schadstoffe Luftqualitätspläne ausgearbeitet oder durchgeführt werden, so arbeiten die Mitgliedstaaten gegebenenfalls für alle betreffenden Schadstoffe integrierte Luftqualitätspläne aus und führen sie durch.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen, soweit machbar, die Übereinstimmung mit anderen Plänen sicher, die aufgrund der Richtlinie 2001/80/EG, der Richtlinie 2001/81/EG oder der Richtlinie 2002/49/EG zu erstellen sind, um die entsprechenden Umweltziele zu erreichen.

ANHANG XI der Richtlinie 2008/50/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2008 über Luftqualität und saubere Luft für Europa

GRENZWERTE ZUM SCHUTZ DER MENSCHLICHEN GESUNDHEIT
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§ 47 Bundes-Immissionsschutzgesetz

Luftreinhaltepläne, Pläne für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen, Landesverordnungen

(1) 1Werden die durch eine Rechtsverordnung nach § 48a Absatz 1 festgelegten Immissionsgrenzwerte einschließlich festgelegter Toleranzmargen überschritten, hat die zuständige Behörde einen Luftreinhalteplan aufzustellen, welcher die erforderlichen Maßnahmen zur dauerhaften Verminderung von Luftverunreinigungen festlegt und den Anforderungen der Rechtsverordnung entspricht. 2Satz 1 gilt entsprechend, soweit eine Rechtsverordnung nach § 48a Absatz 1 zur Einhaltung von Zielwerten die Aufstellung eines Luftreinhalteplans regelt. 3Die Maßnahmen eines Luftreinhalteplans müssen geeignet sein, den Zeitraum einer Überschreitung von bereits einzuhaltenden Immissionsgrenzwerten so kurz wie möglich zu halten.

(2) 1Besteht die Gefahr, dass die durch eine Rechtsverordnung nach § 48a Absatz 1 festgelegten Alarmschwellen überschritten werden, hat die zuständige Behörde einen Plan für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen aufzustellen, soweit die Rechtsverordnung dies vorsieht. 2Besteht die Gefahr, dass durch eine Rechtsverordnung nach § 48a Absatz 1 festgelegte Immissionsgrenzwerte oder Zielwerte überschritten werden, kann die zuständige Behörde einen Plan für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen aufstellen, soweit die Rechtsverordnung dies vorsieht. 3Die im Plan festgelegten Maßnahmen müssen geeignet sein, die Gefahr der Überschreitung der Werte zu verringern oder den Zeitraum, während dessen die Werte überschritten werden, zu verkürzen. 4Ein Plan für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen kann Teil eines Luftreinhalteplans nach Absatz 1 sein.

(3) 1Liegen Anhaltspunkte dafür vor, dass die durch eine Rechtsverordnung nach § 48a Absatz 1a festgelegten Immissionswerte nicht eingehalten werden, oder sind in einem Untersuchungsgebiet im Sinne des § 44 Absatz 2 sonstige schädliche Umwelteinwirkungen zu erwarten, kann die zuständige Behörde einen Luftreinhalteplan aufstellen. 2Bei der Aufstellung dieser Pläne sind die Ziele der Raumordnung zu beachten; die Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung sind zu berücksichtigen.

(4) 1Die Maßnahmen sind entsprechend des Verursacheranteils unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit gegen alle Emittenten zu richten, die zum Überschreiten der Immissionswerte oder in einem Untersuchungsgebiet im Sinne des § 44 Absatz 2 zu sonstigen schädlichen Umwelteinwirkungen beitragen. 2Werden in Plänen nach Absatz 1 oder 2 Maßnahmen im Straßenverkehr erforderlich, sind diese im Einvernehmen mit den zuständigen Straßenbau- und Straßenverkehrsbehörden festzulegen. 3Werden Immissionswerte hinsichtlich mehrerer Schadstoffe überschritten, ist ein alle Schadstoffe erfassender Plan aufzustellen. 4Werden Immissionswerte durch Emissionen überschritten, die außerhalb des Plangebiets verursacht werden, hat in den Fällen der Absätze 1 und 2 auch die dort zuständige Behörde einen Plan aufzustellen.

(4a) 1Verbote des Kraftfahrzeugverkehrs für Kraftfahrzeuge mit Selbstzündungsmotor kommen wegen der Überschreitung des Immissionsgrenzwertes für Stickstoffdioxid in der Regel nur in Gebieten in Betracht, in denen der Wert von 50 Mikrogramm Stickstoffdioxid pro Kubikmeter Luft im Jahresmittel überschritten worden ist. 2Folgende Kraftfahrzeuge sind von Verkehrsverboten ausgenommen: 

1.

Kraftfahrzeuge der Schadstoffklasse Euro 6,

2.

Kraftfahrzeuge der Schadstoffklassen Euro 4 und Euro 5, sofern diese im praktischen Fahrbetrieb in entsprechender Anwendung des Artikels 2 Nummer 41 in Verbindung mit Anhang IIIa der Verordnung (EG) Nr. 692/2008 der Kommission vom 18. Juli 2008 zur Durchführung und Änderung der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen von leichten Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen (Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang zu Reparatur- und Wartungsinformationen für Fahrzeuge (ABl. L 199 vom 28.7.2008, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2017/1221 (ABl. L 174 vom 7.7.2017, S. 3) geändert worden ist, weniger als 270 Milligramm Stickstoffoxide pro Kilometer ausstoßen,

3.

Kraftomnibusse mit einer Allgemeinen Betriebserlaubnis für ein Stickstoffoxid-Minderungssystem mit erhöhter Minderungsleistung, sofern die Nachrüstung finanziell aus einem öffentlichen Titel des Bundes gefördert worden ist, oder die die technischen Anforderungen erfüllen, die für diese Förderung erforderlich gewesen wären,

4.

schwere Kommunalfahrzeuge mit einer Allgemeinen Betriebserlaubnis für ein Stickstoffoxid-Minderungssystem mit erhöhter Minderungsleistung, sofern die Nachrüstung finanziell aus einem öffentlichen Titel des Bundes gefördert worden ist, oder die die technischen Anforderungen erfüllen, die für diese Förderung erforderlich gewesen wären, sowie Fahrzeuge der privaten Entsorgungswirtschaft von mehr als 3,5 Tonnen mit einer Allgemeinen Betriebserlaubnis für ein Stickstoffoxid-Minderungssystem mit erhöhter Minderungsleistung, die die technischen Anforderungen erfüllen, die für diese Förderung erforderlich gewesen wären,

5.

Handwerker- und Lieferfahrzeuge zwischen 2,8 und 7,5 Tonnen mit einer Allgemeinen Betriebserlaubnis für ein Stickstoffoxid-Minderungssystem mit erhöhter Minderungsleistung, sofern die Nachrüstung finanziell aus einem öffentlichen Titel des Bundes gefördert worden ist, oder die die technischen Anforderungen erfüllen, die für diese Förderung erforderlich gewesen wären,

6.

Kraftfahrzeuge der Schadstoffklasse Euro VI und

7.

Kraftfahrzeuge im Sinne von Anhang 3 Nummer 5, 6 und 7 der Verordnung zur Kennzeichnung der Kraftfahrzeuge mit geringem Beitrag zur Schadstoffbelastung vom 10. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2218), die zuletzt durch Artikel 85 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist.

3Im Einzelfall kann der Luftreinhalteplan im Fall des Satzes 2 Nummer 6 auch für diese Kraftfahrzeuge ein Verbot des Kraftfahrzeugverkehrs vorsehen, wenn die schnellstmögliche Einhaltung des Immissionsgrenzwertes für Stickstoffdioxid anderenfalls nicht sichergestellt werden kann. 4Weitere Ausnahmen von Verboten des Kraftfahrzeugverkehrs, insbesondere nach § 40 Absatz 1 Satz 2, können durch die zuständigen Behörden zugelassen werden. 5Die Vorschriften zu ergänzenden technischen Regelungen, insbesondere zu Nachrüstmaßnahmen bei Kraftfahrzeugen, im Straßenverkehrsgesetz und in der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung bleiben unberührt.

(5) 1Die nach den Absätzen 1 bis 4 aufzustellenden Pläne müssen den Anforderungen des § 45 Absatz 2 entsprechen. 2Die Öffentlichkeit ist bei der Aufstellung von Plänen nach den Absätzen 1 und 3 zu beteiligen. 3Die Pläne müssen für die Öffentlichkeit zugänglich sein.

(5a) 1Bei der Aufstellung oder Änderung von Luftreinhalteplänen nach Absatz 1 ist die Öffentlichkeit durch die zuständige Behörde zu beteiligen. 2Die Aufstellung oder Änderung eines Luftreinhalteplanes sowie Informationen über das Beteiligungsverfahren sind in einem amtlichen Veröffentlichungsblatt und auf andere geeignete Weise öffentlich bekannt zu machen. 3Der Entwurf des neuen oder geänderten Luftreinhalteplanes ist einen Monat zur Einsicht auszulegen; bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist kann gegenüber der zuständigen Behörde schriftlich oder elektronisch Stellung genommen werden; der Zeitpunkt des Fristablaufs ist bei der Bekanntmachung nach Satz 2 mitzuteilen. 4Fristgemäß eingegangene Stellungnahmen werden von der zuständigen Behörde bei der Entscheidung über die Annahme des Plans angemessen berücksichtigt. 5Der aufgestellte Plan ist von der zuständigen Behörde in einem amtlichen Veröffentlichungsblatt und auf andere geeignete Weise öffentlich bekannt zu machen. 6In der öffentlichen Bekanntmachung sind das überplante Gebiet und eine Übersicht über die wesentlichen Maßnahmen darzustellen. 7Eine Ausfertigung des Plans, einschließlich einer Darstellung des Ablaufs des Beteiligungsverfahrens und der Gründe und Erwägungen, auf denen die getroffene Entscheidung beruht, wird zwei Wochen zur Einsicht ausgelegt. 8Dieser Absatz findet keine Anwendung, wenn es sich bei dem Luftreinhalteplan nach Absatz 1 um einen Plan handelt, für den nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung eine Strategische Umweltprüfung durchzuführen ist.

(5b) Werden nach Absatz 2 Pläne für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen aufgestellt, macht die zuständige Behörde der Öffentlichkeit sowohl die Ergebnisse ihrer Untersuchungen zur Durchführbarkeit und zum Inhalt solcher Pläne als auch Informationen über die Durchführung dieser Pläne zugänglich.

(6) 1Die Maßnahmen, die Pläne nach den Absätzen 1 bis 4 festlegen, sind durch Anordnungen oder sonstige Entscheidungen der zuständigen Träger öffentlicher Verwaltung nach diesem Gesetz oder nach anderen Rechtsvorschriften durchzusetzen. 2Sind in den Plänen planungsrechtliche Festlegungen vorgesehen, haben die zuständigen Planungsträger dies bei ihren Planungen zu berücksichtigen.

(7) 1Die Landesregierungen oder die von ihnen bestimmten Stellen werden ermächtigt, bei der Gefahr, dass Immissionsgrenzwerte überschritten werden, die eine Rechtsverordnung nach § 48a Absatz 1 festlegt, durch Rechtsverordnung vorzuschreiben, dass in näher zu bestimmenden Gebieten bestimmte 

1.

ortsveränderliche Anlagen nicht betrieben werden dürfen,

2.

ortsfeste Anlagen nicht errichtet werden dürfen,

3.

ortsveränderliche oder ortsfeste Anlagen nur zu bestimmten Zeiten betrieben werden dürfen oder erhöhten betriebstechnischen Anforderungen genügen müssen,

4.

Brennstoffe in Anlagen nicht oder nur beschränkt verwendet werden dürfen,

soweit die Anlagen oder Brennstoffe geeignet sind, zur Überschreitung der Immissionswerte beizutragen. 2Absatz 4 Satz 1 und § 49 Absatz 3 gelten entsprechend.
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